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Beschluß 
OLG Frankfurt, §§ 114 ZPO f., 1360 a 
Abs. 4 BGB 
Prozeßkostenhilfe undProzeßkostenvorschuß 

Auf einen Prozeßkostenvorschuß kann dann 
nicht verwiesen werden, wenn der Ehepartner selbst 
Prozeßkostenhilfe mit Ratenzahlung erhalten könn­
te. 

Prozeßkostenvorschußpflicht der Eltern besteht 
bei volljährigen, verheirateten Kindern nicht. 
OLG Frankfurt, Beschluß vom 24. Oktober 1984 -
3 WF 254/84 

Aus den Granden; 
Der Antragsteller begehrt für ein Scheidungsver­

fahren Prozeßkostenhilfe. Das Amtsgericht hat Pro­
zeßkostenhilfe mit der Begrundung verweigert, der 
Antragsteller habe nicht schlüssig vorgetragen, daß 
ein Prozeßkostenvorschuß nicht oder in nicht ange­
messener Zeit erlangt werden könne. 

Mit der dagegen gerichteten Beschwerde macht der 
Antragsteller unter Darlegung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse seiner Ehefrau geltend, daß er von die­
ser keinen Prozeßkostenvorschuß erhalten könne. 

Das Amtsgericht hat durch Beschluß vom 
1984 der Beschwerde nicht abgeholfen, da die An­
tragsgegnerin über Einkommen verfuge, das einen 
Prozeßkostenvorschuß ermögliche; im übrigen kön­
ne der Antragsteller von seinen Eltern einen Vor­
schuß erlangen. 

Die zulässige Beschwerde(§ 127 Abs. 2 S. 2 ZPO) 
ist auch in der Sache begrundet. 

Es bedarf keiner näheren Darlegung, daß der An­
tragsteller nicht in der Lage ist, aus seinem Einkom­
men Prozeßkosten aufzubringen. 

Auf einen Anspruch auf Prozeßkostenvorschuß 
gegen die Antragsgegnerin gemäß 5 1360 a Abs. 4 
BGB kann er nicht verwiesen werden. Diese verfugt 
lediglich über ein Nettoeinkommen von 1. 7 69 ,30 
DM, welches noch wenigstens um Krankenkassenbei­
träge von 55,20 DM, Therapiekosten von 250,- DM, 
umgelegte Studiengebühr von 50,-- DM und Fahrt­
kosten von 49,-- DM zu bereinigen wäre. Das bedeu­
tet, daß der Antragsgegnerin selbst, soweit es auf 
ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse 
ankommt, auf Antrag Prozeßkostenhilfe zu gewäh­
ren wäre, und zwar verbunden mit der Verpflich­
tung, bestimmte Raten gemäß§ 115 Abs. 1 S-1 ZPO 
i.V.m. der Tabelle in Anlage 1 zu§ 114 ZPO zu zah­
len. 

Unter solchen Umständen hält der Senat einen 
Anspruch auf Zahlung eines Prozeßkostenvorschus­
ses in der Regel nicht für gegeben. Von dieser Regel 
im vorliegenden Fall (wie etwa bei Streitigkeiten 
über geringe Werte) abzugehen, besteht kein Anlaß. 
Eine Inanspruchnahme der Antragsgegnerin entsprä-
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ehe hier weder der gesetzlichen Wertung ihrer finan­
ziellen Leistungsfähigkeit noch der Billigkeit (vgl. 
dazu OLG Köln, FamRZ 1982, 416; Thomas-Putzo, 
ZPO, 12. Aufl. Anm. 3 a zu 5 115; Palandt, BGB, 
43. Aufl. Anm. 3 b zu § 1360 a, Weychardt u.a., 
DAVorm 1984, Sp. 361). 

Der Antragsteller kann auch nicht auf eine Pro­
zeßkostenvorschußpflicht seiner Eltern verwiesen 
werden. Der Senat hat in seiner Grundsatzentschei­
dung vom 8.10.1984 (3 WF 49/84), die nach Erlaß 
der angefochtenen Entscheidung ergangen ist und 
auf die Bezug genommen wird, im einzelnen ausge­
führt, daß grundsätzlich keine Prozeßkostenvor­
schußpflich t von Eltern gegenüber ihren volljähri­
gen und verheirateten Kindern besteht. Daran hält 
er fest. 

Mitgeteilt von RAin Ulrike v. Braunmühl, Frankfurt 

Beschluß 
OLG Hamburg,§§ 1601 BGB, 258 ZPO 
Titulierung des Unterhaltsanspruchs 

Auch bei pünktlicher Unterhaltszahlung besteht 
ein Rechtsschutzbedürfnis far die Unterhaltsklage, 
wenn sich der Schuldner weigert, bei der Titulierung 
des Unterhaltsanspruchs mitzuwirken; er trägt die 
Verfahrenskosten. 
OLG Hamburg, Beschluß vom 19.12.1984, - 12 WF 190/84 -

Grunde: 
Der Antragsteller hat als Unterhaltsgläubiger 

grundsätzlich einen Anspruch auf Titulierung seiner 
Unterhaltsanspruche. Das Rechtsschutzbedürfnis für 
eine entsprechende Klage ist selbst bei pünktlichen 
Unterhaltszahlungen zu bejahen (vgl. OLG Karls­
ruhe, FamRZ 84/1230). Zwar soll nach der Recht­
sprechung des OLG Hamm ein solcher Titulierungs­
anspruch nicht in jedem Fall auf Kosten des Schuld­
ners bestehen; vielmehr habe der Gläubiger bei zu­
verlässiger Erfüllung der Unterhaltspflicht durch den 
Schuldner die Kosten der Titulierung selbst zu tra­
gen (OLG Hamm, FamRZ a.a.o.). , 

Anders als im dort entschiedenen Falle hat der 
Beklagte sich hier jedoch mit Schreiben seiner jetzi­
gen Prozeßbevollmächtigten vom 16.8.84 audruck­
lich geweigert, bei der Titulierung des Unterhalts­
anspruchs mitzuwirken. In dem genannten Schrei­
ben heißt es klar und unmißverständlich: "eine voll­
streckbare Schuldurkunde kommt nicht in Betracht". 
Die Frage, auf wessen Kosten die Titulierung erfol­
gen sollte, ist dabei nicht näher erörtert worden. 

Zwar hat der Antragsgegner auf den ursprüngli­
chen Prozeßkostenhilfeantrag vom 12.9.1984 er­
klärt, er erkenne den Klageanspruch an und hat sich 
auch gegenüber der von dem Antragsteller besuchten 
Privatschule zur Kostentragung verpflichtet. Damit 
entfällt jedoch nicht das Rechtsschutzinteresse für 
die Klage, da diese schriftliche Erklärung nicht den 


